
Versammlungs-
freiheit 

erkämpfen und 
verteidigen! 

Ein Flugblatt des 
Stuttgarter Bündnisses für 

Versammlungsfreiheit

Blockieren ist unser Recht!
Insbesondere bei den Protesten gegen Stutt-
gart 21 aber auch bei den Aktionen gegen den 
Castortransport oder das Gelöbnis kam es in 
den vergangenen Monaten zu Blockaden oder 
provisorischer Besetzung öffentlichen Raums. 
Immer wieder behaupten Politiker, Blockieren sei 
rechtlich unzulässig und kein legitimes Mittel ei-
ner Demonstration. In einem Grundsatzurteil aus 
dem Jahr 1995 stellt das Bundesverfassungs-
gericht fest, welche Blockaden dem Straftatbe-
stand der „Nötigung“ entsprechen: Entscheidend 
hierbei ist, dass „[...] die Strafbarkeit einer der-
artigen Handlung von der Wahl bestimmter Nö-
tigungsmittel abhängig gemacht [wird], nämlich 
Gewalt oder Drohung mit einem empfindlichen 
Übel“ (Beschluss des Ersten Senats vom 10. Ja-
nuar 1995). 

Liegt das nicht vor, wird Blockieren durch das 
Grundrecht auf Versammlungsfreiheit geschützt. 
Zum Beispiel weil man friedlich vor einer Einfahrt 
sitzt oder sich an einen Baum angekettet hat, der 
der Allgemeinheit gehört.
Dennoch gibt es in Baden-Württemberg eine so-
genannte Wegtragegebühr. Menschen, die sich 
an einer Blockade beteiligen, begehen nach die-
ser Regelung eine Ordnungswidrigkeit und müs-
sen 40 Euro Strafe bezahlen. 

Das Stuttgarter Bündnis für Versammlungs-
freiheit fordert:

Abschaffung der Wegtragegebühr!
Ziviler Ungehorsam ist keine Straftat! Ein-
stellung aller Verfahren gegen Stuttgart 
21 Gegner!
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Die geplante Gesetzesverschärfung
Die schwarz-gelbe Landesregierung will ein 
neues Versammlungsgesetz, das das Bürger-
recht auf Versammlungsfreiheit erheblich ein-
schränkt. Es schafft bürokratische Hürden, sieht 
die Registrierung, Überwachung und Erfassung 
der TeilnehmerInnen vor und gibt Polizei und 
Behörden die Möglichkeit für willkürliche Er-
schwernisse, Eingriffe in die Versammlung und 
die Rechte der Versammelten. 

Das Bündnis für Versammlungsfreiheit
Im Oktober 2008 gründete sich unser Bündnis, 
um gegen die geplante Verschärfung des Ver-
sammlungsgesetzes aktiv zu werden. Es wird 
von über 120 Gruppen und zahlreichen Ein-
zelpersonen unterstützt. Wir haben eine Groß-
demonstration am 6. Dezember 2008 mit über 
6000 TeilnehmerInnen organisiert und Kontakte 
in andere Bundesländer geknüpft. Wir organi-
sieren diverse Veranstaltungen und Vortrags-
reihen. Bei zahlreichen Aktivitäten, z.B. gegen 
Stuttgart 21, weisen wir auf die gegenwärtige 
Praxis des Versammlungsrechts und die ge-
plante Verschärfung hin. Darüber hinaus stellt 
das Bündnis auch Demobeobachter auf.
Wir finanzieren uns ausschließlich über Spen-
den unserer Bündnispartner. 

Spendenkonto: 
Friedensnetz BW
Kontonummer: 6520706 
BLZ: 60010070 (Postbank Stuttgart) 
Stichwort: Versammlungsgesetz



den habe. Dafür wurde von der Staatsanwaltschaft 
ein Strafbefehl über 600 Euro ausgestellt, obwohl 
die Polizei vor Ort nichts beanstandete. In einem 
anderen Fall wurde der Anmelder der Revolutionä-
ren 1.Mai-Demonstration verurteilt, da unterwegs 
beim Laufen Musik abgespielt wurde. Gegen die 
Anmelderin der Montagsdemo gegen Hartz IV lie-
fen bereits mehrere Verfahren wegen ähnlicher 
„Vergehen“ und eine politische Stadtführung zog 
eine Strafe über 3200 Euro nach sich, da sie nach 
Ansicht der Richter anmeldepflichtig gewesen sei.

Das Bündnis für Versammlungsfreiheit warnt 
eindringlich:

Das Anmelden und Durchführen von De-
monstrationen darf keine Sache des Geld-
beutels werden
Kriminalisierung von Versammlungen gefähr-
det die freie Meinungsäußerung

Solidarität aufbauen, Versammlungsfreiheit ver-
teidigen und ausweiten!
Der Ursprungsgedanke des Grundrechts auf Ver-
sammlungsfreiheit und für die Versammlungsge-
setzgebung, Demonstrationen und Kundgebungen 
einen besonderen Schutz zu verleihen, wird in der 
aktuellen Praxis der Behörden auf den Kopf gestellt. 
Diese Tendenz darf so nicht weitergehen. Zeigen 
wir dem Ordnungsamt, der Polizei und der Staats-
anwaltschaft ihre Grenzen auf.   

Trotz aller Versuche das Versammlungsrecht ein-
zuschränken, verteidigen wir das Recht auf Ver-
sammlungsfreiheit am besten indem wir es uns 
nehmen. Die nächste Demonstration kommt be-
stimmt. Nehmt euch euer Recht! Macht zu zweit die 
Versammlungsleitung, dokumentiert die Namen der 
Polizisten mit denen ihr gesprochen habt, verwei-
gert willkürliche Polizeimaßnahmen und nutzt die 
Gerichtsprozesse, um euch für die Versammlungs-
freiheit stark zu machen.
Weitere Informationen findet ihr unter 
www.versammlungsrecht.info
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In den vergangenen Monaten kam es im Verlaufe 
vermehrter Proteste in Stuttgart zu einer regelrech-
ten Repressions- und Kriminalisierungswelle gegen 
Demonstrantinnen und Demonstranten. Der massi-
ve Einsatz von Wasserwerfern und Tränengas am 
30. September 2010 im Schlossgarten ist hierbei 
kein Einzelfall.
 
Beispiel 1 – Willkürliche Auflagen / Ablehnung 
von Anmeldern
Bereits bei der Anmeldung von Demonstrationen 
erlässt das Amt für öffentliche Ordnung Stuttgart 
oftmals beliebige und einengende Auflagen. Inzwi-
schen ist es gängige Praxis, dass beispielsweise 
die maximale Transparentlänge, die Ausrichtung 
der Beschallungsanlage und die genaue Begren-
zung des Platzes (z.B. im Dunkeln, nicht unter den 
Straßenlaternen) durch die städtische Behörde 
vorgegeben werden. Eine Besonderheit Stuttgarts 
ist das faktische Demoverbot auf der Königstraße. 
Ein Beschluss des Stuttgarter Gemeinderates stellt 
hier die Interessen des Einzelhandels über die Ver-
sammlungsfreiheit. 

Ebenso wurden mehrere Anmelderinnen und An-
melder von Protestversammlungen gegen das 
Gelöbnis der Bundeswehr am 30. Juli als „unge-
eignet“ abgelehnt, obwohl keiner der Betroffenen 
vorbestraft ist und erst recht nicht wegen Verstoßes 
gegen das Versammlungsgesetz verurteilt wurde. 
Damit verweigerten die städtischen Behörden den 
Anmeldern von Kundgebungen ihr Grundrecht auf 
die aktive Ausübung der Versammlungsfreiheit. 
Wenn im geplanten Versammlungsgesetz Kriterien 
wie „Annahme“ oder „Eignung“ von Veranstaltungs-
leitern eingeführt werden sollten, so schafft dies ei-
nen Ermessens-Spielraum, um auf bürokratischem 
Wege missliebige Versammlungen unmöglich zu 
machen.

Deshalb fordert das Bündnis für Versammlungs-
freiheit:

Das demokratische Recht auf Versamm-
lungsfreiheit darf nicht durch willkürliche Auf-
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lagen eingeschränkt werden
Das geplante Versammlungsgesetz darf 
nicht durch die Ordnungsbehörden vorweg-
genommen werden

Beispiel 2 – Filmen von Demonstrationen / Per-
sonenkontrollen von Ordnern
Während Demonstrationen fertigt die Polizei immer 
häufiger Videoaufnahmen an, obwohl das Bundes-
verfassungsgericht erst kürzlich ein Urteil verfasste, 
in dem das Filmen von friedlichen Demonstrationen 
untersagt wird. 

Ein weiterer Vorgriff auf das geplante Versamm-
lungsgesetz ist die Registrierung und Überprüfung 
der Personalien von Ordnerinnen und Ordner. So 
mussten bei einer antifaschistischen Demonstra-
tion im November 2010 in Schorndorf alle Ordner 
ihre Personalausweise abgeben damit die „Ver-
kehrserfahrung“ und „Eignung“ überprüft werden 
konnte. Dem Anmelder der auf die fehlende recht-
liche Grundlage dieser Maßnahme hinwies, wurde 
angedroht, die Durchführung der Versammlung zu 
untersagen.
   
Das Bündnis für Versammlungsfreiheit stellt 
klar:

Meinungsfreiheit, öffentlich wahrnehmbarer 
Protest und ziviler Ungehorsam sind in einer 
offenen Gesellschaft unabdingbar
Polizeiliche Schikanen und Einschränkungen 
sind inakzeptabel  

Beispiel 3 – Kriminalisierung von Versammlun-
gen
Immer häufiger werden VersammlungsleiterInnen 
von Demonstrationen, im Nachhinein mit Strafver-
fahren und hohen Prozesskosten überzogen. So 
wurde der Gewerkschaftssekretär, der eine De-
monstration im Rahmen des Bildungsstreiks 2010 
anmeldete, dafür angeklagt, dass der Demonstra-
tionszug auf zwei Kreuzungen kurz gestoppt habe 
und eine Zwischenkundgebung wenige Meter vor 
dem eigentlich dafür vorgesehenen Ort stattgefun-
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